
Die neue Grundsicherung – Was verschlechtert sich im Vergleich zum 
Bürgergeld? - Offenes Forum am 11.6.2026

Am 1.7.2026 ersetzt die neue Grundsicherung das Bürgergeld.

Das Ziel ist eine Verschärfung der Regelungen für arbeitsfähige 
Tranferleistungsbeziehende und ihre Familien. Welche Verschärfungen 
wird es geben und was können sie konkret bedeuten für die 
Beziehenden von Grundsicherungsgeld?

Erstens: Es gibt wieder einen umfassenden Vorrang für die Vermittlung 
in eine Arbeit. D. h. Wer an Weiterbildungsmaßnahmen teilnimmt, muss 
diese zugunsten einer Arbeitsaufnahme abbrechen. Für Singles kommt 
hinzu, dass sie deutlich stärker in Vollzeitarbeit gedrängt werden können.

Zweitens: Grundsicherungsbeziehende verlieren 3 wichtige 
Schutzrechte:

Verlust Schutzrecht Nummer 1: Kein Schlichtungsverfahren mehr bei 
Streit mit dem Jobcenter:

Ein wichtiges Bürgergeld-Recht war das Schlichtungsverfahren. Wenn 
sich Leistungsbeziehende und Jobcenter über den Kooperationsplan 
nicht einigten, konnte eine Schlichtung eingeschaltet werden. 

Dieses Verfahren sollte Konflikte entschärfen, bevor das Jobcenter 
Pflichten einseitig festlegt. Genau dieser Zwischenschritt fällt künftig 
weg. 

Für Betroffene ist das eine spürbare Verschlechterung. Streit über 
Bewerbungen, Maßnahmen, Weiterbildung, Erreichbarkeit oder 
gesundheitliche Einschränkungen wird in Zukunft schneller als 
Verwaltungsakt gegen die Leistungsberechtigten entschieden.

Warum das ein großes Problem ist.

Das Schlichtungsverfahren gab Betroffenen Zeit, Einwände vorzubringen
und Missverständnisse zu klären, also das, was untrennbar zu einem 
Rechtsstaat gehört. Ohne Schlichtung werden die vorprogrammierten 
Konflikte bei falschen Entscheidungen der zuständigen Sachbearbeiter 
noch schneller zu Leistungsminderungen führen.
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Wer künftig einen Verwaltungsakt vom Jobcenter erhält, muss deshalb 

sofort prüfen, ob die festgelegten Pflichten zumutbar, konkret und 

rechtmäßig sind.

Verlust Schutzrecht Nummer 2: Die Karenzzeit beim Vermögen wird 
gestrichen. 

Mit dem Bürgergeld galt beim Vermögen eine Karenzzeit. In dieser 
Schonfrist wurde erhebliches Vermögen nicht sofort voll geprüft und 
verwertet. Diese Karenzzeit beim Schonvermögen soll wegfallen. Damit 
müssen Antragstellerinnen und Antragsteller ihr Vermögen von Beginn 
an genauer offenlegen.

Wer über verwertbares Vermögen oberhalb der neuen Freibeträge 
verfügt, kann schneller aus dem Leistungsanspruch fallen. Für viele 
Haushalte bedeutet das: Rücklagen werden wieder früher zur Hürde.

Die neue Grundsicherung stärkt wieder den Grundsatz: Betroffene 
müssen das Vermögen verbrauchen, erst dann gibt es staatliche Hilfe. 
Das trifft besonders Menschen, die nur vorübergehend in eine Notlage 
geraten.

Rücklagen für Reparaturen, Krankheit, Alter, Kinder oder unerwartete 
Ausgaben können schneller relevant werden. Wer bislang davon 
ausging, eine Übergangszeit zu haben, muss künftig mit einer früheren 
Prüfung rechnen.

Besonders gefährdet sind Haushalte, die nach Jobverlust, Trennung, 
Krankheit oder Betriebsschließung nur vorübergehend Unterstützung 
brauchen. Gerade für sie war die Karenzzeit ein Schutz vor sofortigem 
sozialem Abstieg. 

Das Bürgergeld sollte Menschen nach einem Jobverlust zunächst 
stabilisieren. Die Karenzzeit beim Vermögen war ein Kern dieses 
Gedankens. Mit der neuen Grundsicherung wird diese Logik 
zurückgedreht.

Das kann dazu führen, dass Menschen keinen Antrag stellen, obwohl sie
in einer finanziellen Notlage sind. Wer Angst hat, Rücklagen sofort 
offenlegen oder verwerten zu müssen, wartet oft zu lange.
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Verlust Schutzrecht Nummer 3: Weniger Schutz bei hohen Wohnkosten
Auch bei den Wohnkosten ändert sich Entscheidendes. Bisher schützte 
die Karenzzeit viele Leistungsbeziehende zu Beginn des 
Bürgergeldbezugs davor, sofort wegen hoher Miete unter Druck zu 
geraten.

Künftig sollen Unterkunftskosten stärker begrenzt werden. Hohe Mieten 
werden nicht mehr geschützt, selbst wenn Betroffene erst neu in den 
Leistungsbezug geraten. Wer in einer teuren Stadt lebt oder wegen 
Familie, Krankheit, Behinderung oder Alter nicht kurzfristig umziehen 
kann, gerät schneller unter Druck.

Die neue Grundsicherung soll die Übernahme von Unterkunftskosten 
enger fassen. Wenn die Unterkunftskosten deutlich oberhalb der 
örtlichen Angemessenheitsgrenze liegen, kann eine vollständige 
Übernahme gefährdet sein. Betroffene müssen dann damit rechnen, 
dass das Jobcenter ein Kostensenkungsverfahren einleitet.

Besonders problematisch ist das in Städten und Regionen mit hohen 
Mieten. Dort ist eine günstigere Wohnung oft nicht realistisch zu finden, 
selbst wenn das Jobcenter die Kostensenkung verlangt.

Wenn das Jobcenter Unterkunftskosten für unangemessen hält, muss es
Betroffene informieren und zur Kostensenkung auffordern. Das kann 
bedeuten: Mietverhandlungen, Untervermietung, Beratung oder Umzug.
In der Praxis erzeugt ein solches Verfahren massiven Druck. Denn nach 
Ablauf einer Frist droht die Deckelung der Wohnkosten.

Dann übernimmt das Jobcenter nur noch den Betrag, den es für 
angemessen hält. Die Differenz müssen Betroffene aus dem Regelsatz 
zahlen – obwohl dieser dafür nicht vorgesehen ist.

Die Sanktionen werden schärfer.

Neben diesen drei Rechtsverlusten verschärft die Reform auch die 
Folgen von Pflichtverletzungen. Wer eine Fördermaßnahme abbricht, 
Bewerbungen nicht nachweist oder wiederholt Termine versäumt, muss 
noch schneller und noch härter mit Leistungskürzungen rechnen. 

Besonders problematisch sind noch 2 Sachen.
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Erstens: Verwaltungsakt statt Einigung

Wenn das Jobcenter Pflichten per Verwaltungsakt festlegt, ist das 
rechtlich etwas anderes als ein bloßes Gesprächsergebnis. Ein 
Verwaltungsakt ist verbindlich und kann Grundlage für 
Leistungsminderungen werden.

Betroffene sollten deshalb genau prüfen, ob die verlangten 
Bewerbungen, Maßnahmen oder Termine überhaupt zumutbar sind. 
Auch gesundheitliche Einschränkungen, Betreuungspflichten, Pflege von
Angehörigen oder fehlende Erreichbarkeit von Maßnahmen können 
entscheidend sein.

Widerspruch und gegebenenfalls ein Eilantrag beim Sozialgericht 
können notwendig werden, wenn der Verwaltungsakt rechtswidrige 
Pflichten enthält. 

Zweitens: Fiktive / Fingierte Nichterreichbarkeit: 

Mit der geplanten Neuregelung zur sogenannten „fingierten 
Nichterreichbarkeit“ soll das Versäumen von Terminen bei der Behörde 
künftig weitreichende Konsequenzen haben. Wer einen vom Jobcenter 
angesetzten Termin nicht wahrnimmt, gilt demnach gesetzlich als „nicht 
erreichbar“.

Diese Fiktion hätte den vollständigen Wegfall des Leistungsanspruchs 
zur Folge – einschließlich der Grundsicherungs-Regelleistung, der 
Kosten der Unterkunft und Heizung sowie der von der Behörde 
getragenen Beiträge zur Krankenversicherung.
Eine nachträgliche Heilung durch spätere Mitwirkung ist – anders als bei 
§ 67 SGB I – ausdrücklich nicht vorgesehen.

Was unter „fingierter Nichterreichbarkeit“ zu verstehen ist

„Fingierte Nichterreichbarkeit“ bedeutet, dass die Verwaltung rechtlich so
tut, als sei eine Person für die Durchführung der 
Grundsicherungsleistungen nicht erreichbar, obwohl die tatsächlichen 
Gründe für das Ausbleiben unbekannt oder vielfältig sein können.
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Der Status entsteht allein durch das Versäumen eines Termins, etwa 
eines Beratungsgesprächs oder einer Mitwirkungshandlung. Er führt 
nicht zu einer befristeten Kürzung, sondern zum kompletten Wegfall des 
Anspruchs, solange die Fiktion fortbesteht.

Bislang galt im Sozialverwaltungsrecht der Grundsatz, dass fehlende 
Mitwirkung – sofern nachgeholt – eine rückwirkende 
Leistungsgewährung ermöglichen kann.

Die neue Regelung bricht mit diesem Prinzip. Wer den Termin verpasst, 
kann den Anspruch nicht mit Wirkung für die Vergangenheit wieder 
erlangen; es bleibt beim Leistungsausfall für den betreffenden Zeitraum. 
Das verschiebt das Risiko behördlicher Frist- und Terminsituationen 
vollständig auf die Leistungsberechtigten.

Die vorgesehene Konstruktion steht in einem Spannungsverhältnis zu 
den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts zur Zumutbarkeit und 
Verhältnismäßigkeit von Sanktionen in der Grundsicherung.
Das Urteil vom 5. November 2019 (1 BvL 7/16) hat hohe Anforderungen 
an Grundrechtseingriffe formuliert, insbesondere an die Wahrung des 
menschenwürdigen Existenzminimums, an Härtefallklauseln und an die 
Möglichkeit, Sanktionen zu beenden.

Besonders heikel ist die Frage der Absicherung im Krankheitsfall: Zwar 
besteht in Deutschland eine Versicherungspflicht; dennoch werden in der
Grundsicherung normalerweise die Beiträge für gesetzlich oder privat 
Versicherte übernommen.

Fällt diese Übernahme weg, entstehen Beitragsschulden oder es greift in
der privaten Krankenversicherung ein Notlagentarif.
De facto entstehen Versorgungslücken, bürokratische Hürden und 
Schuldenrisiken, selbst wenn die formale Mitgliedschaft fortbesteht. Die 
pauschale Politikformel, niemand werde obdachlos gemacht, hält einer 
realistischen Betrachtung unter diesen Rahmenbedingungen nicht stand.
Wer besonders gefährdet ist.

Besonders betroffen von der fingierten Nichterreichbarkeit sind Personen
mit seelischen Erkrankungen, Alleinerziehende und andere vulnerable 
Gruppen.
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Insgesamt gilt für die neue Grundsicherung: Weg vom Fordern und 
Fördern zu einem reinen Kontroll- und Sanktionsregime, dass Meinung 
vieler Experten mindestens teilweise verfassungswidrig ist.

Betroffene sollten den Bescheid sofort prüfen, Fristen beachten und 
Widerspruch einlegen, wenn die Entscheidung fehlerhaft ist. Bei 
existenziellen Folgen kann zusätzlich ein Eilantrag beim Sozialgericht 
notwendig sein. 

Vielen Dank für

Eure Geduld und Aufmerksamkeit
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